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Allgemeinverfügung des Landkreises Unterallgäu
über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif;

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007)

Der Landkreis Unterallgäu erlässt folgende

A l  l  g  e m  e i  n v  e r  f  ü g  u n  g  :

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071)
des Landkreises Unterallgäu

über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein digitales, deutschlandweit gültiges „Deutschlandticket“
für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zu einem Einführungspreis von 49 Euro pro Monat im
monatlich kündbaren Abonnement einzuführen. Das Deutschlandticket soll zum 1. Mai 2023 starten. Das
bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen An-
gebot die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV dar. Daneben wird mit
dem von Bund und Ländern noch zu erarbeitenden Ausbau- und Modernisierungspakt auch das verkehr-
liche Angebot weiterentwickelt.

Bei der Umsetzung des Deutschlandtickets arbeiten Bund, Länder, kommunale Spitzenverbände und Un-
ternehmensverbände eng zusammen. Bund und Länder stellen für das Deutschlandticket ab 2023 jeweils
1,5 Milliarden Euro jährlich zur Verfügung. Hierzu hat der Bund das Regionalisierungsgesetz (RegG) ange-
passt. Bund und Länder haben sich weiterhin darauf verständigt, dass die notwendige Auskömmlichkeit
des Tarifs für das Deutschlandticket gewährleistet wird. Etwaige Mehrkosten, die den Verkehrsunterneh-
men im Einführungsjahr 2023 entstehen, werden je zur Hälfte von Bund und Ländern getragen. Auch in
den Folgejahren wollen Bund und Länder gemeinsam vereinbaren, wie die Finanzierung durch Ticketein-
nahmen und Zuschüsse sichergestellt wird.

Auf dieser Grundlage haben Bund und Länder im Rahmen von Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket
im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 2023 (im Folgenden: Muster-Richtlinien 2023)
Maßstäbe zur einheitlichen Ermittlung des mit der Einführung des Deutschlandtickets verbundenen Aus-
gleichs abgestimmt. Die Muster-Richtlinien regeln die Ausreichung dieser Finanzmittel durch die Länder
an die Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) so-
wie des allgemeinen öffentlichen Personennahverkehrs (allgemeiner ÖPNV). Die Muster-Richtlinien sind
von den Ländern jeweils noch auf die konkreten Verhältnisse vor Ort anzupassen und umzusetzen. Im
Freistaat Bayern wird dies im Rahmen einer Richtlinie des Freistaats Bayern zur Umsetzung der Muster-
Richtlinien erfolgen (im Folgenden: Richtlinie Bayern 2023). Die wesentlichen Teile der bundesweit abge-
stimmten Muster-Richtlinien 2023 sind verbindlich und bundesweit einheitlich umzusetzen.

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)
Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22).
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Den Aufgabenträgern obliegt es, auf Basis der bundesgesetzlichen Vorgabe zur Anwendung des Deutsch-
landtickets (vgl. Neuntes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes) und den vorgenannten
Richtlinien den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets im Verhältnis zu den Verkehrsunter-
nehmen des SPNV und des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im
Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln.

Der Landkreis Unterallgäu ist Aufgabenträger für den allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr und
zugleich zuständige Behörde im Sinn der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (Art. 8 Abs. 1 und 2 des Gesetzes
über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern - BayÖPNVG).

Um eine rechtzeitige Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständigkeits-
gebiet zum 1. Mai 2023 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der
Landkreis Unterallgäu eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die
gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Unterallgäu tätigen Ver-
kehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug
einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Muster-
Richtlinien 2023. Hierdurch werden die Vorgaben des RegG bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des
Landkreises Unterallgäu umgesetzt.

1. Rechtsgrundlagen
Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes
(PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 2 und Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes über den öffentlichen Perso-
nennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l)
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Unterallgäu die nachfolgende allgemeine
Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Perso-
nennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle
Nachteile im Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket.

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung
2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 2.3)

öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, wäh-
rend der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 8) das Deutschlandticket im Sinne des
§ 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend
Ziffer 2.2 anzuerkennen (im Folgenden „Tarifanerkennung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“).

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Ziffer 2.1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit ei-
nem gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen ge-
mäß den Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 07. März 2023 (Anlage 1), ohne dass den
Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets ver-
pflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; soweit vorhanden (gemeinwirtschaftliche
Verkehre, dazu Ziffer 3.1) gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zustän-
digen Behörde. Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des
Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnah-
meaufteilung für das Deutschlandticket nach Anlage 2 teilzunehmen, die hierfür erforderlichen
Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und
ggf. diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben. Die Verkehrsunternehmen sind zu-
dem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Ta-
rifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen und/oder bei entsprechenden
Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem
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möglichen und erforderlichen Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutsch-
landtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit
abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu
gewährleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets
sind einzuhalten. Werden Kosten für die Ertüchtigung von Kontrollinfrastruktur im Sinne von Ziffer
5.4.4 der Muster-Richtlinien 2023 in Ansatz gebracht, ist das Verkehrsunternehmen verpflichtet,
diese mindestens drei Jahre im ÖPNV in Deutschland einzusetzen (vgl. Ziffer 6.2 der Muster-Richt-
linien 2023).

2.3 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte Ge-
biet, für das der Landkreis Unterallgäu, unter Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur
Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis als zu-
ständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den
allgemeinen ÖPNV innehat.

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von Umsetzungsvereinba-
rungen
3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr

auf Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Ver-
kehrsdienste), gelten die Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich
etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser
allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie
der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des
Deutschlandtickets enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der
hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung
der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen so-
wie der erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen
Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vor-
schrift.

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, können zur
Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwi-
schen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Unterallgäu abgeschlossen wer-
den. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichs-
leistungen sowie der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt wer-
den. Die Umsetzungsvereinbarung begründet keinerlei eigenständige Tarifanerkennungspflichten
oder Ausgleichsansprüche.

4. Ausgleichsleistungen
4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Aus-

gleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden fi-
nanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung
der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets („Mit-Fall“) und der Situation mit Anwen-
dung der bis dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit je-
weils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfol-
genden Grundsätze zu beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrun-
deliegenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach die-
sen Grundsätzen zu regeln.
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In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Ziffern 5.4.1 bis 5.4.8
der Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahver-
kehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln
vom 20. März 2023 (Muster-Richtlinien 2023) in der Anlage 3 für das Jahr 2023; für die folgenden
Jahre gelten diese Vorgaben unter Berücksichtigung der jeweils geltenden Richtlinie Deutschland-
ticket 2023 sowie ggf. weitergehender Vorgaben insbesondere des Bundes, des Freistaates Bay-
ern oder der EU-Kommission für das jeweilige Jahr entsprechend.

Für vollständig neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte des Jahres
2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung
von Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind va-
lidierte Prognosedaten zulässig. Diese Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsäch-
lichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nach-
weisverfahren validiert werden.

4.1.1 Bezüglich der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG ist zur Vermeidung von
Verwerfungen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets eine
entsprechende Erklärung zum Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleistungen erfor-
derlich, so lange keine landesgesetzliche Regelung zur Ersetzung des § 45a PBefG besteht.
Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift werden insoweit nicht
gewährt.

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies
gilt insbesondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies
gilt gleichermaßen auch für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Aus-
gleichsregelungen des Landkreises Unterallgäu oder Dritter, die für das Verkehrsunterneh-
men Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, ins-
besondere bei Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicher-
zustellen, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt wer-
den. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichsleistun-
gen im Rahmen der Nachweisführung (dazu Ziffer 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar
darzustellen.

4.1.3 Der Landkreis Unterallgäu kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsrege-
lungen treffen.

4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt.

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den
finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Ver-
bindung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vor-
schrift entspricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller
(positiven und negativen) Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbe-
reich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung
des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten
und Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Ge-
genüberstellung der Differenz des „Mit-Falls“ und des „Ohne-Falls“ entsprechend Ziffer 4.1.
Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen können berücksichtigt werden, soweit
diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten
sich ebenfalls nach Ziffer 4.1.
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4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemein-
wirtschaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags
umgesetzt. Dies gilt insbesondere auch im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungs-
rechnung gemäß Ziffer 5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes gemäß Ziffer 7 des An-
hangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Überkom-
pensation gilt Ziffer 4.3.4; die Umsetzung ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags zu gewährleisten.

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet:
- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Ziffer 5 des Anhangs der Verordnung (EG)

Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.
- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Ziffer 6 des Anhangs der Verordnung

(EG) Nr. 1370/2007 gilt Ziffer 4.3.4.

4.3.4  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer Über-
kompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Ver-
meidung einer Überkompensation wird unter Beachtung der Vorgaben von Ziffer 6 des An-
hangs in Bezug auf den angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkompen-
sationskontrolle ist jährlich durchzuführen. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen
Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nicht übersteigen; sie ist be-
grenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener Gewinn von 5,0 Prozent vom Umsatz für die
zugrundeliegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Das Verkehrsunternehmen stellt die für
die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur Verfügung
und ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens einer Überkompensation. Bei der Ermitt-
lung des angemessenen Gewinns in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur
maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich aus dem öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag ergibt. Bei Bedarf können restriktivere Regelungen für den Einzelfall getroffen wer-
den. Änderungen beim Angebot und Angebotsunterbrechungen sind entsprechend Ziffer
4.1 angemessen zu berücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der Datengrundlagen
müssen einer Überprüfung durch den Landkreis Unterallgäu oder dessen Beauftragten zu-
gänglich gemacht werden (vgl. Ziffer 5.5). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen Über-
kompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des fi-
nanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allge-
meinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend Ziffer 4.3.1 differen-
ziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und eigenwirtschaftlichen Verkehren jeweils
bis zum 31. Januar des zweiten auf das abzurechnende Jahr folgenden Kalenderjahres vor-
zulegen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen
nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszu-
weisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden öffentlichen
Dienstleistungsauftrag bzw. jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steuerberater
oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen im Geltungsbe-
reich dieser allgemeinen Vorschrift mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre können die
Nachweise gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkom-
pensation festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden
Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der
Überkompensation zurückzuzahlen.

5. Darlegungs- und Nachweispflichten
5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser all-

gemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Aus-
gleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift
erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.
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5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet für ihren Vertrieb (umfasst eigene Verkäufe des Ver-
kehrsunternehmens und Verkäufe im Namen/auf Rechnung des Verkehrsunternehmens) sicher-
zustellen, dass bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle Verkäufe des Deutschlandtickets
an die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der
Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und
dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden.
Der Landkreis Unterallgäu erhält eine Abschrift der Meldung.

5.3 Für die Antragstellung des Landkreis Unterallgäu beim Freistaat Bayern gemäß Ziffer 7.1 der Mus-
ter-Richtlinien 2023 bzw. der jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket am 30. September
des jeweils abzurechnenden Jahres sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 15. August des
jeweiligen Jahres vorzulegen:
- Berechnungen bzw. eine Schätzung/Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleis-

tungen auf Grundlage der in Ziffer 5.4 Muster-Richtlinien 2023 genannten Berechnungsme-
thode;

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß Ziffer 5.4.1 sowie wei-
tere begründete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der Verbundorganisation nicht
zur Verfügung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und
begründende Daten selbst vorzulegen.

5.4 Für das Abrechnungsjahr 2023 sind von den Verkehrsunternehmen bezogen auf den Referenz-
zeitraum Mai bis Dezember 2019 bis zum 31. März 2024 vorzulegen; sofern diese Angaben auch
für die weiteren abzurechnenden Jahre maßgeblich sind, kann hierauf jeweils verwiesen werden:

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangs-
tarife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Er-
löse differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs für
das anzugeben. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im gesamten Ka-
lenderjahr 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate
Mai bis Dezember 2019 und die EAV sowohl für die hochgerechneten als auch für die tatsäch-
lichen Fahrgeldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus Ver-
triebsprovisionen

- Nachweis über Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2019; der Referenzzeitraum ist gesondert auszu-
weisen.

5.5 Vorzulegen sind, jeweils vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand zum 31. März 2024
des auf das abzurechnende Kalenderjahr folgenden Kalenderjahres und endgültig bis zum 31. Ja-
nuar des auf das abzurechnende Kalenderjahr zweiten folgenden Kalenderjahres:

5.5.1 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 2023
bzw. der auf das jeweils abzurechnende Jahr hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldein-
nahmen:

- für die im Referenzzeitraum (Ziffer 5.4) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die
jeweilige Höhe des Tarifs am Stichtag 30. April 2023;

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder
es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt, die mittels der aus der Be-
rechnung nach Ziffer 5.4.1.1 Satz 1 der Muster-Richtlinien 2023 abgeleiteten durch-
schnittliche prozentuale Tarifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen rechne-
rischen Tarifs;
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- soweit Tarife im Zeitraum vom 01. Mai 2022 bis zum 30. April 2023 nicht angepasst wur-
den und ein Nachweis dafür erbracht wird, die Berechnung nach Ziffer 5.4.1.1 Sätze 1
bis 3 der Muster-Richtlinien 2023, mit der die so ermittelten Fahrgeldeinnahmen um
5 Prozent erhöht werden;

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2024;

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zugkm im Betriebs-
jahr 2023 und das Verhältnis zum Kalenderjahr 2019.

5.5.2 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen im Übrigen:

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und
Tickets (kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und
allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen
jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahrgelder-
löse differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen ein-
schließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Ver-
kehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich sind bei Gemeinschaftstari-
fen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die endgültigen Ansprüche des Ver-
kehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnahmenaufteilungen

- soweit das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung bis zum 31. Januar
des dem abzurechnenden Kalenderjahr zweiten folgenden Kalenderjahres nicht vorliegt,
wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung zugrunde
gelegt; Bestätigungen der Verbundorganisationen sind vorzulegen; eine spätere Korrek-
tur findet ungeachtet der Pflicht zur Nachreichung von Nachweisen nicht statt

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifs-
orte) und Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personen-
kilometern), soweit diese Daten im Rahmen der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu
Grunde gelegt werden

- die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der
Einnahmenaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder an-
erkennt

- die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der
Einnahmenaufteilung

- Nachweise über die erzielten Einnahmen sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemein-
schaftstarifen. Sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vorläu-
fige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung beizu-
bringen; der Nachweis ist in diesem Fall bis zum 31. Januar des zweiten auf das abzu-
rechnende Jahr folgenden Kalenderjahres nachzureichen

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Minderein-
nahmen) einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind von den
tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und den hierfür
gewährten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter
Ausgleich ausgeschlossen ist

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Ziffer 4.3.4 einschließlich
Bestätigung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten An-
forderungen sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten
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- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets
entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Muster-Richtlinien 2023
ausgeglichen werden.

- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf
Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX nach Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der Muster-Richtlinien
2023;

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschrif-
ten nach Maßgabe von Ziffer 5.4.1 der Muster-Richtlinien 2023;

- positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebspro-
visionen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets ergeben, sind auszuwei-
sen; Bestätigungen der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlösminde-
rungen aus Vertriebsprovisionen bzw. Einsparungen von Vertriebsprovisionen

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten.

5.6 Landkreis Unterallgäu kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und Nach-
weise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Muster-Richtlinien
2023 oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommis-
sion oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter Ziffern 5.2 bis 5.5 ge-
nannten sowie ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise nicht
fristgerecht vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende Jahr ganz
oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzah-
len.

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beach-
tung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags nach Maßgabe der dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in
der Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur Darlegungs- und Nachweisführung ge-
troffen werden.

5.8 Der Landkreis Unterallgäu kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allge-
meinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches
selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen
lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die
hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personen-
bezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils
geltenden Richtlinien Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden
diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen
Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Unterallgäu getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die
Aufbewahrung der zugrundeliegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fris-
ten.

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen
6.1 Soweit in dem jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder der Umsetzungsvereinbarung

keine entsprechende Regelung getroffen wird, gewährt der Landkreis Unterallgäu dem Verkehrs-
unternehmen im Jahr 2023 zum Ende April Abschlagszahlungen in Höhe von insgesamt 90 Prozent
der prognostizierten Mindereinnahmen der Monate Mai bis August der aufgrund der Einführung
des Deutschlandtickets auf Grundlage einer Prognoserechnung zu erwartenden Mindereinnah-
men für das  Kalenderjahr (abzurechnendes Jahr). Eine weitere Abschlagszahlung von 90 Prozent
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der prognostizierten Mindereinnahmen der Monate September bis Dezember wird dem Ver-
kehrsunternehmen zum Mitte August des abzurechnenden Jahres gewährt. Sofern die Ausgleichs-
leistungen zu den in den Sätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten beim Landkreis Unterallgäu nicht
bzw. nicht in voller Höhe eingegangen sind, gewährt der Landkreis Unterallgäu die Abschlagszah-
lungen nach den Sätzen 1 und 2 zum frühestmöglichen Zeitpunkt in unmittelbaren Anschluss an
den Eingang der Ausgleichsleistungen beim Landkreis Unterallgäu. Die Grundlage und der Zeitplan
für die Abschlagszahlungen ab dem Jahr 2024 werden abhängig von den verfügbaren Daten je-
weils rechtzeitig festgelegt.

6.2 Zur Ermittlung der Höhe der Abschlagszahlungen gemäß Ziffer 6.1 bezogen auf das Jahr 2023 wa-
ren von den Verkehrsunternehmen dem Landkreis Unterallgäu bis zum 17. April 2023 die erfor-
derlichen Prognoserechnungen als Nachweis vorzulegen und in das Online-Portal unter
https://dtby.intraplan.de/site/login des Freistaates Bayern einzustellen. Wurde oder wird der
Nachweis erst zu einem späteren Zeitpunkt erbracht, verschieben sich ggf. die Zeitpunkte für die
Abschlagszahlungen entsprechend. Sollten sich die Prognoserechnungen aufgrund der Verkaufs-
daten ändern, so hat das Verkehrsunternehmen dies dem Landkreis Unterallgäu unverzüglich an-
zuzeigen. Der Landkreis Unterallgäu entscheidet auf dieser Basis über eine erforderliche Anpas-
sung der Abschlagszahlungen.

6.3 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift
erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach Ziffer 6.1. Dies beinhaltet auch eine
Regelung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrech-
nung) einschließlich etwaiger Verzinsungen.

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
7.1 Der Landkreis Unterallgäu ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten

Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistun-
gen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grund-
lage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen
mit den Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts
nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt. Die Erfüllung der Veröffent-
lichungspflicht ist bezogen auf diese allgemeine Vorschrift auf die Verkehrsverbund Mittelschwa-
ben GmbH (Verbundgesellschaft) übertragen. Die Veröffentlichung des Gesamtberichts erfolgt im
Internetauftritt der Verbundgesellschaft (www.vvm-online.de).

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allge-
meinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert wer-
den. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt
wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen ge-
machten Angaben berufen.

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten
8.1 Diese allgemeine Vorschrift gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises

Unterallgäu als bekanntgegeben. Die Verpflichtung nach Ziffer 2 tritt zum 01. Mai 2023 in Kraft.

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2023 außer Kraft. Sie kann durch allgemeine
Vorschrift verlängert, geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. Der Landkreis Unterallgäu wird
rechtzeitig in Abstimmung mit dem Freistaat Bayern und den Verkehrsunternehmen über eine
Nachfolgeregelung dieser Allgemeinverfügung beraten bzw. die erforderlichen Maßnahmen er-
greifen, um auch nach dem 31. Dezember 2023 eine nachhaltige Erbringung der Verkehrsleistung
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durch die Verkehrsunternehmen sicherzustellen, solange das Deutschlandticket bundesweit an-
erkannt werden soll.

8.3 Der Landkreis Unterallgäu kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur
Anerkennung des Deutschlandtickets außer Kraft setzen, insbesondere wenn der Bund oder der
Freistaat Bayern keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr sicherstellen,
um die auf Basis der allgemeinen Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu
befriedigen. Im Falle eines vorzeitigen Außerkraftsetzens entfällt der Ausgleichsanspruch mit Wir-
kung für die Zukunft; ein angemessener Vorlauf ist zu gewährleisten.

Anlagen

Anlage 1: Tarifbestimmungen Deutschlandticket (Stand vom 07.03.2023)
Anlage 2: Beschluss für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus

dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes vom 20. März 2023
Anlage 3: Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personen-

nahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und
Landesmitteln vom 20. März 2023 (Muster-Richtlinien 2023)

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben
werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Ab 01. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch
einreichen.

Mindelheim, 20. April 2023
LANDRATSAMT UNTERALLGÄU

Alex Eder
Landrat
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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21 - 0831

Übung der Bundeswehr

Die Bundeswehr hat

vom 07.05.2023 bis 12.05.2023

eine Übung im Landkreis Unterallgäu angemeldet.

Es werden Rad- und Kettenfahrzeuge eingesetzt. Die Verwendung von Manöver- und Darstellungsmuni-
tion außerhalb der Standortübungsplätze wird wegen der Brut- und Aufzuchtzeiten des Wildes untersagt.

Das Landratsamt Unterallgäu bittet, die Übung in allen Ortsteilen ortsüblich bekanntzumachen. Etwaige
Einwendungen gegen die Übung sowie von der Übung auszunehmende Gebiete sind dem Landratsamt
Unterallgäu sofort mitzuteilen.

Der Bevölkerung wird empfohlen, sich von den Einrichtungen der übenden Truppen fernzuhalten.
Auf die Gefahren, die von liegen gebliebenen Sprengmitteln (Fundmunition und dgl.) ausgehen und auf
die Strafbestimmungen des § 246 StGB (Unterschlagung) wird besonders hingewiesen.
Die Vorschriften über die Anmeldung von Manöverschäden sind im Internet unter
https://www.freistaat.bayern/dokumente/leistung/10553265494 einzusehen. Das aktuelle Formblatt -
Schadensmeldung- wurde allen Gemeinden am 16.07.2018 übersandt.

Mindelheim, 13. April 2023
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54 - 6360.01-02

Kommunale Abfallwirtschaft;
Änderung der Müllabfuhr anlässlich des Feiertages Tag der Arbeit (01.05.2023)

Durch den vorgenannten Feiertag ergeben sich für die Leerung der Müllgefäße (Restmüll, Biomüll, Gelbe
Tonne, Altpapiertonne) folgende Änderungen:

Tag der Arbeit (01.05.2023):

Normaler
Abfuhrtag

Montag
01.05.2023

Dienstag
02.05.2023

Mittwoch
03.05.2023

Donnerstag
04.05.2023

Freitag
05.05.2023

verlegt
auf

Dienstag
02.05.2023

Mittwoch
03.05.2023

Donnerstag
04.05.2023

Freitag
05.05.2023

Samstag
06.05.2023

Wir bitten, vorstehende Änderungen bei der Bereitstellung der Abfallgefäße zu beachten.

Die Städte, Märkte und Gemeinden werden um ortsübliche Bekanntmachung gebeten.

Außerdem sind alle Sammeltermine inklusive Verschiebungen in der Unterallgäu-App, sowie im
Abfuhrkalender für den jeweils angemeldeten Standort hinterlegt.

Mindelheim, 13. April 2023
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BEKANNTMACHUNGEN ANDERER DIENSTSTELLEN UND BEHÖRDEN

24 - 9410.0

Haushaltssatzung
des Schulverbandes Grundschule Egg a.d. Günz,

Landkreis Unterallgäu, für das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes - BaySchFG -, Art. 40 Abs. 1 KommZG
sowie der Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband Egg a.d. Günz folgende Haushaltssat-
zung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er schließt
im

VERWALTUNGSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 202.100 €

und im

VERMÖGENSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 25.000 €

ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt.

§ 4

Schulverbandsumlage

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2023 auf 165.200 € festgesetzt und nach der Zahl der
Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage).

Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom
01.10.2022 auf 118 Verbandsschüler festgesetzt.

Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 1.400 € festgesetzt.
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2. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im
Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2023 auf 0 € festgesetzt und nach der Zahl der Ver-
bandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt (Investitionsumlage).

Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom
01.10.2022 auf 118 Verbandsschüler festgesetzt.

Die Investitionsumlage wird je Verbandsschüler auf 0 € festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan
wird auf 20.000 € festgesetzt.

§ 6

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.

§ 7

Diese Haushaltssatzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2023 in Kraft.

Egg a.d. Günz, 13. April 2023
SCHULVERBAND GRUNDSCHULE EGG A. D. GÜNZ

II.

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile.

III.

Die Haushaltssatzung mit Anlagen liegt gemäß Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 41 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO,
bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle der Verwal-
tungsgemeinschaft Babenhausen, Marktplatz1, 87727 Babenhausen, Zimmer 13, während der allgemei-
nen Geschäftszeiten zur öffentlichen Einsichtnahme auf.

Alex Eder
Landrat


